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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 22. September 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Kasachstan 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


A. Zielsetzung 

Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbeziehungen durch Förde- 
rung und Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen. 

B. Lösung 

Völkerrechtliche Absicherung von Direktinvestitionen, insbesondere 
durch Gewährleistung des freien Transfers von Kapital und Erträgen, 
Vereinbarung von Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, Ent- 
eignungsschutz und Entschädigungspflicht sowie Rechtsweggarantie 
und internationaler Schiedsgerichtsbarkeit. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 


Keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (412) - 651 09 - Ka 73/94 Bonn, den 9. Mai 1994 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 22. September 1992 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kasachstan über die Förde- 
rung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen mit Begründung und 
Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist vom Bundesministerium für Wirtschaft und vom Aus- 
wärtigen Amt gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 668. Sitzung am 29. April 1994 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 22. September 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Kasachstan 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Vom 1993 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bonn am 22. September 1992 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kasachstan über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen sowie dem dazugehörigen 
Protokoll und dem Notenwechsel vom selben Tage wird zugestimmt. Der Vertrag, 
das Protokoll sowie der Notenwechsel werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 und das Proto- 
koll in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch auf 
Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden ganz oder 
zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 
sowie gleichzeitig das Protokoll in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe- 
sondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten, da es sich um 
einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutschland 
ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinausgeht. 


5 



Drucksache 12/7502 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Kasachstan 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

floroBop 

Me>Kfly (PeflepaTMBHOM PecnyönnKOM TepMaHMn 
M Pecnyö/iMKOM Kasaxcran 

o nooutpeHMM v\ Bsai/iMHOM sau^i/ire Kani/iTanoBjio>KeHMii 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Kasachstan - 

In dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates im 
Hoheitsgebiet des anderen Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, daß eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirtschaft- 
liche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker zu 
mehren - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1. umfaßt der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, Insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwill; 

e) Konzessionen einschließlich Aufsuchungs- und Gewin- 
nungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, läßt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 


OeflepaTMBHa« Pecnyö/iviKa F epManuR 

kl 

Pecnyö/iMKa KasaxcraH, 

)Ke/iaR yrnyöHRTb SKOHOMvmecKoe coTpyflHUHecTBO MejK^y 
/^ByMR rocy/^apCTBaMki, 

cjpeMRCb cosflaTb ö/iaronpuRTHbie ycnoBUR fln« ocymecr- 
BjieHMR KankiTajiOB/io)KeHkiM rpa)KAaH M/iki KOMnaHUM oahofo 
rocyflapcTBa na TeppuTopuM APyroro rocyAapcTBa, 

cosHaaaR, mto nooutpeHne ki AoroBopHa« sausyira stmx Kann- 
Tajl0B/10>KeHMM MOryr 0>KMBMTb HaCTHyiO 3K0H0MMHeCKyK) MHM- 
AkiaTMBy m npMyMHO>KMTb önarococTORHue oöomx HapoAOB, 


AoroBopkinncb o HkDKecneAyioiAeM: 

CraTbR 1 
Ae/ieii HacTORiAero floroBopa 

1 . TepMMH "KanMTanoB/io>KeHMR" oxBaTbiaaex Bce BHAbi MMy- 
lAecTBeHHbix AeHHOCJeii, a b wacTHocTu 

a) COÖCTBeHHOCTb B BMAe ABM>KMMblX M HeABM>KMMblX npe- 

AMeroB, a TaK>Ke APyrne nMyiAecTBeHHbie npaea, raKne 
KaK MnoreHHbie npaea ki npaea sanora; 

6) npaea Ha Aoneeoe ynacTMe ki APyrMe c|)opMbi ynacTHR b 
KOMnaHMRx; 

b) npaeo TpeöoBaHMR no ABHe>KHbiM cpeAcreaM, vicnojibso- 

BaHHblM COSAaHMR SKOHOMMHeCKMX AeHHOCTeil, kinkl 
ycnyraM, mmbioiamm aKOHOMkinecKyio AeHHocxb; 

r) npaea MHTen/ieKryajibHOM coöcTBeHHocTM, xaKkie kbk, b 
H acTHocTM, aBTopcKkie npaea, naxeHTbi, nonesHbie mo- 
Aenki, npoMbiiuneHHbie oöpasAbi ki MOAe/iM, xoeapHwe 
SHaKM, cjDkipMeHHbie HaMMeHoeaHMR, npoMSBOAcxeeHHbie 
M KOMMepnecKMe xaiiHbi, xexHonortiR, "Hoy-xay" m 

"ryAa^^"; 

A) KOHAeccMM, BKJiiOHaR KOHAeccMM Ha paseeAKy m Aoöbiny 
npMpoAHbix pecypcoB; 

MSMeHeHwe bmas B/io>KeHMR MMymecxBeHHbix AenHocxen ne 
saxparkieaex hx cbohcxbo KaK KanMxanoB/io>KeHMe; 

2. xepMHH "AOXOAbi" osHanaex cyMMW, no/iynaeMbie ox Kanw- 
xanoB/io>KeHMfl sa onpeAenennbiii nepHOA, xaKkie KaK ao/im 
npHöbi/iM, A^iBMAeHAbi, npoAenxbi, /iMi^eHSMOHHbie v\m 
APyrHe B03Harpa>KAeHMR; 

3. xepMMH ''rpa>KAaHe" oöosHanaex 

a) B oxHoiueHMM cpeAepaxMBHOM Pecny6/inKM repwaHMR: 

HeMAee b cooxeexcxBMM c OcHOBHbiM saKOHOM cpeAepa- 
XMBHOM Pecnyö/IHKM FepMaHHR, 
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b) in bezug auf die Republik Kasachstan: 

natürliche Personen, die gemäß den Rechtsvorschriften 
Staatsangehörige der Republik Kasachstan sind; 

4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften“ 

a) in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder ohne 
Rechtspersönlichkett, die ihren Sitz Im Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland hat, gleichviel, ob Ihre Tätig- 
keit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in bezug auf die Republik Kasachstan: 

jede juristische Person, Gesellschaft, Firma, Unternehmen 
und andere Organisation mit Sitz Im Hoheitsgebiet der 
Republik Kasachstan. 

Artikel 2 

(1) Jede Vertragspartei wird in ihrem Hoheitsgebiet Kapitalan- 
lagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen 
Vertragspartei nach Möglichkeit fördern und diese Kapitalanlagen 
in Übereinstimmung mit ihren Rechtsvorschriften zulassen. Sie 
wird Kapitalanlagen In jedem Fall gerecht und billig behandeln. 

(2) Eine Vertragspartei wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in 
ihrem Hoheitsgebiet In keiner Weise durch willkürliche oder diskri- 
minierende Maßnahmen beeinträchtigen. 


Artikel 3 

(1) Jede Vertragspartei behandelt Kapitalanlagen in ihrem 
Hoheitsgebiet, die Im Eigentum oder unter dem Einfluß von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften der anderen Vertragspar- 
tei stehen, nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eigenen 
Staatsangehörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen von 
Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jede Vertragspartei behandelt Staatsangehörige oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei hinsichtlich ihrer Be- 
tätigung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in ihrem Hoheits- 
gebiet nicht weniger günstig als ihre eigenen Staatsangehörigen 
und Gesellschaften oder Staatsangehörige und Gesellschaften 
dritter Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die eine 
Vertragspartei den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter 
Staaten wegen ihrer Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirt- 
schaftsunion, einem gemeinsamen Markt odereiner Freihandels- 
zone oder wegen ihrer Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die eine Vertragspartei den Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 


Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei genießen Im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
einer Vertragspartei dürfen im Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei nur zum allgemeinen Wohl und gegen Entschädigung 
einer Enteignung einschließlich Verstaatlichung oder anderer 


6) B oTHomeHMM Pecnyö/iMKM KasaxcraH: 

<t>H3ii4ecKMe nwL|a, nennioutMecn, b cooTBercTBkiM c 
saKOHOAaTejibCTBOM, rpa>KAaHaMki Pecnyö/iMKM Kasax- 
cran; 

4. repMMH "KOMnaHun" osHanaeT 

а) B oTHouieHMM cbeAepaTMBHOM PecnyöjiMKM T epMaHkin: 

nioöoe lopMAviHecKoe nkiqo m/im ToproBoe oöu^ecTBO, 
npOHMG KOMnaHMM H/1M OÖ-bOAMHeHMB c npBBOM topMA^He- 
CKoro nkiqa m/im öes nero, c moctom Haxo)KAeHMn Ha 
reppHTopHM OeAepaTMBHOM Pecny6/inKM fepMaHMn, nea- 
3Mpan Ha to, HanpaB/iena nw hx Ae«TenbHOCTb na nony- 
HeHkie npMöbi/iM vtm ner, 

б) B oTHOujeHMM Pecnyö/iMKM KasaxcraH ; 

nioöoe lopHAMHecKoe n^qo, KOMnaHun, ct)HpMa, npe- 
AnpMHTMe M APyrne opraHM3ai4HM c Mecrow Haxo>KAeHMn 
Ha TeppHTopMM PecnyönHKM KasaxcraH. 

CrarbH 2 

(1) Ka)KAan m3 floroeapMBaioiAHxcn CropOH no Mepe bo3mo)k- 
Hocrew öyAer cnocoöcTBOBarb KanHranoBnoxceHHnw rpa>KAaH 
v\m KOMnaHMM APyröM floroBapMBaioiAeMcn CropoHW m öyAer 
paspeiuarb sth KanMranoBnoJKeHMn b cooreercrBHM co cbomm 
saKOHOAarenbCTBOM. Ona b Ka>KAOM cnynae öyAer oöpaiAarbcn 
c KanHranoBnoxceHHnMH co BceCi cnpaBeAnMBocrbio. 

(2) Hm OAHa m3 floroBapMBaioiAMxcn CropoH na cBoeM reppM- 
ropMM HMKOMM oöpasoM HB ÖyAer yiAeMnnrb sa cner npMHHTMn 
npoMSBOnbHbix MnM Ai^CKpMMMHai^MOHHbix Mep ynpaeneHMe m 
pacnopnJKeHMe KanMranoenoxceHMnMM rpaxcAanaMM MnM KOMna- 
HMHMM APyroM AoroBapMBaiOLAeMcn CropOHbi, a raxxce mx npM- 
MeneHMe m McnonbSoeaHMe. 

CrarbH 3 

(1) Ka>KAan m 3 floroeapMBaiouiMxcn CropoH oöecnenMBaer Ha 
CBoeM reppMropMM b ornoujeHMM KanMranoBnojxeHMM, naxoA«- 
lAMxcn B coöcreeHHocrM MnM noA BnMnHMeM rpajKAaH MnM kom- 
naHMM APyroM floroBapMBaioiAeMC« CropOHbi, pejKMM He Menee 
önaronpMnrHbiM, hgm b ornouieHMM KannranoBnoxceHMM coö- 
crBBHHbix rpa)KAaH MnM KOMnaHMM, MnM KannranoenoxceHMM 
rpa)KAaH MnM KOMnaHMM rpetbMx rocyAapcrß. 

(2) Ka)KAan m 3 floroßapMBaioiAMxcn CropoH oöecneHMBaer Ha 
CBOeM reppMTopMM B OTHOujeHMM rpa>KAaH MnM KOMnaHMM APyroM 
floroBapMBaioiAeMcn CropoHbi b roM, hto Kacaercn mx Aenrenb- 
HOcrM B CBHSM c KanMTanoBnoxceHMflMM, pexcMM He Menee 
önaronpMHTHbiM, hom b ornouieHMM coöcreeHHbix rpa)KAaH MnM 
KOMnaHMM, MnM rpajKAaH MnM KOMnaHMM rperbMx rocyAapcrß. 

(3) 3tot pe)KMM He pacnpocrpanneTcn na npeMMyiAecrea, 
Koropbie OAHa floroBapMBaiou^ancn Cropona npcAOcraenner 
rpa)KAaHaM MnM KOMnaHMnM rperbMX rocyAapCTB b cbasm c mx 
ynacrMOM b raMOxceHHOM MnM skohommhockom coiose, oöiAeM 
pbIHKe MnM 30He CBOÖOAHOM TOprOBnM MnM b cbhsm c MX acco- 
LtMaqMGM c hmmm. 

(4) Pe)KMM, npeAOcraßnneMbiM b cooTBercTBMM c HacroniAeM 
CrarbOM, ne pacnpocrpaHnercn Hanbrorw, Koropbie OAHa/lero- 
BapMBaiou^ancn CropoHa npeAOcraßnner rpa>KAaHaM MnM kom- 
naHMHM rperbMx rocyAapcrß Ha ocHoeaHMM cornauieHM« oö 
M3öe)KaHMM ABOMHoro HanorooönoJKeHMH MnM APyrMx AoroBo- 
peHHocreM no HanoroBbiM BonpocaM. 

Crarbfl 4 

(1) KanMranoBnoxceHMH rpa>KAaH MnM KOMnaHMM oahom 
floroBapMBaioiAeMcn CropoHbi na reppnropMM ApyroM floro- 
BapMBaioiAeMcn CropoHw nonbayiorcn nonHOM sau^MroM m 
öesonacHocrbio. 

(2) KanMTanoBno)KeHMn rpaJKAan MnM KOMnaHMM oahom floro- 
BapMBaioiAeMcn CropoHbi MOryr öbiTb noAßeprHyrbi MepaM no 
npMHyAMrenbHOMy M3-bnrMio, BKnionan Ha4MOHanM3aMMio MnM 
ApyrMe Mepbi, ananorMSHbie mm no cbomm nocneACTBMWM, Ha 
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Maßnahmen unterworfen werden, die in ihren Auswirkungen einer 
Enteignung oder Verstaatlichung gleichkommen. Die Entschädi- 
gung muß dem Wert der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar 
vordem Tag entsprechen, an dem die tatsächliche oder drohende 
Enteignung, einschließlich Verstaatlichung oder anderer ver- 
gleichbarer Maßnahmen öffentlich bekannt wurde. Die Entschädi- 
gung muß unverzüglich geleistet werden und ist bis zum Tag der 
Zahlung mit dem üblichen bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; 
sie muß tatsächlich verwertbar und frei transferierbar sein. Späte- 
stens am Tage der Enteignung, Verstaatlichung oder vergleich- 
baren Maßnahme muß in geeigneter Weise für die Festsetzung 
und Leistung der Entschädigung Vorsorge getroffen sein. Die 
Rechtmäßigkeit der Enteignung, Verstaatlichung oder vergleich- 
baren Maßnahme und die Höhe der Entschädigung müssen In 
einem ordentlichen Rechtsverfahren nachgeprüft werden kön- 
nen. 


(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften einer Vertragspartei, 
die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, 
Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei Verluste an Kapitalanlagen erleiden, wer- 
den von dieser Vertragspartei hinsichtlich der Rückerstattungen, 
Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen 
nicht weniger günstig behandelt als Ihre eigenen Staatsangehöri- 
gen oder Gesellschaften. Solche Zahlungen müssen frei trans- 
ferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der In diesem Artikel geregelten Angelegenhei- 
ten genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften einer 
Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
Meistbegünstigung. 


Artikel 5 

Jede Vertragspartei gewährleistet den Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften der anderen Vertragspartei den freien Transfer der 
im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehenden Zahlungen, 
insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhattung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teiiweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 


Artikel 6 

Leistet eine Vertragspartei ihren Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für eine 
Kapitalanlage im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so 
erkennt diese andere Vertragspartei, unbeschadet der Rechte der 
erstgenannten Vertragspartei aus Artikel 10, die Übertragung aller 
Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen oder Gesell- 
schaften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts auf die 
erstgenannte Vertragspartei an. Ferner erkennt die andere 
Vertragspartei den Eintritt der erstgenannten Vertragspartei in alle 
diese Rechte oder Ansprüche (übertragene Ansprüche) an, 
welche die erstgenannte Vertragspartei in demselben Umfang wie 
ihr Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt ist. Für den Transfer 
von Zahlungen aufgrund der übertragenen Ansprüche gelten Ar- 
tikel 4 Absätze 2 und 3 und Artikel 5 entsprechend. 


reppuTopMn APyi'OM AoroeapMBaiou^eücn CropoHbi TonbKo b 
oöu^ecTBeHHbix MHTepecax m c Bbin/iaroM KOMneHcaqiiM. Kom- 
neHcaqufl Ao/DKua cooTBercTBOBaTb ctommoctm ns-bflToro Ka- 

nMTanoB/io>KeHMn, onpeApneHHOM HenocpeACTBeHHo nepeA 
AHeM, KOPAa o^nquanbHo crano MsaecTHO o c})aKTMHecKM ocy- 
u^ecTB/ieHHbix M/IM npeACToniAMx Mepax no npMHyAMTe/ibHOMy 
M3*bnTMio, BKniOMan HaqMOHa/iMsaqMio m/im APyi'^e Mepbi c ana- 
jiorMMHbiMM nocnöACTBMMMM. KoMnsHcaqMn Aon>KHa BbinnanM- 
Baröcn HesaMeAnMTe/ibHO m ao A^n ee Bbinnarbi Ha cyMMy 
KOMneHcaqMM HaHMcnnioTcn öaHKOBCKMe npoqeHTbi b cootbst- 
CTBMM c AeMCTBytoiqei^ npoqeHTHOi) ctbbkom; ohb AO/i)KHa öbiTb 
npaKTMHecKM Mcno/ibsyeMOM m cboöoaho rpaHcc^pTMpyeMOM. 
He nosAHee ah« ocyu^ecTBneHMn npMHyAMxe/ibHoro MabATM«, 
HaqMOHanMsaqMM m/im Mepbi, aHanorMMHOM mm no CBoeMy xa- 
patcrepy, öbiTb npMH/rrbi HaAne>KatAMe npo4)M/iaKTM- 

necKMe Mepu no onpeAe/ieHMio cyMMbi m nopnA*^ BbinnaTbi 
KOMneHcaqMM. flpn^KHa öbirb npeAycMorpeHa B03M0>KH0CTb cy- 
AeöHoro paccMorpeHMn npaeoMepHOCTM ocyu^ecre/ieHMn npMHy- 
AMTe/ibHoro MS'bnxMn, HaqMOHa/iMsaqMM m/im Mepbi, aHanorMHHoi^ 
MM no CBoeMy xapaicrepy, a raioKe pasMepa KOMneHcaqMM. 

(3) PpaxcAaHaM m/im KOMnaHMnM oahom AoroeapMBaioiAeMCfl 
CropoHbi, KanMTanoB/io)KeHMnM Koropbix HaHeceH yiqepö Hä 
reppMTopMM APyroM AoroBapMBaioiAei^cn CropoHbi BcneACTBMe 
BOMHbl M/IM npOHMX BOOpyXCeHHblX CTO/IKHOBeHMM, peBO/IIOqMM, 
HpesBbiHaMHoro no/io>KeHMfl m/im Mntexca, npeAOcraB/ieH 
STOM AoroBapMBaioiAei^cn CropOHOM pe>KMM, ne Menee 6/iaron- 
pMnTHblj) B OTHOUJeHMM BOSMeiABHMn yÖblTKOB, OTCTyOHbiX cyMM, 
KOMneHcaqMM m/im npOMMX BOsnarpaxcAeHMi^, hbm A^n cbomx 
rpa>KAaH m/im KOMnaHMi^. Gtm cyMMbi AO/i>KHbi öbiTb cboöoaho 
TpaHC(t}epTMpyeMbi. 

(4) rpa)KAaHe m/im KOMnaHMM oahom AoroBapMBaiou^Mcn Cro- 
poHbi Ha reppMTopMM APyroM AoroBapMBaioiAeMcn CropoHbi 
no/ibsyioTcn pexcMMOM naMöo/ibuiero ö/iaronpMnrcTBOBaHMn b 
OTH omeHMM BonpocoB, ypery/iMpoBaHHbix HacxonineM cxaxbeÄ. 


Cxaxbn 5 

KaxcAan ms AoroBapMBaiotAMxcn CxopoH rapanxMpyex rpaxc- 
AanaM m/im KOMnaHMMM APyroM AoroBapMBaiouteMcn CxopOHbi 
CBoöoAHbiM xpaHc4)epx nnaxexcBM b cbmsm c KanMxa- 
/iOB/io)KeHMeM, b mbcxhocxm: 

a) KanMxana m Aono/iHMxenbHbix cyMM Ann noAAep>*^aHMfl m/im 
yBenMMeHMM oö^beMa KanMxanoB/ioxceHMn; 

6) flOXOflOBI 

b) cyMM, BunnaHMBaeMbix b norauieHMB saHMOB; 

r) BbipyMKM, BOSHMKaiOUtei^ B CBMSM C nO/lHOM m/im SaCXMHHOM 
nMKBMAaqMBM m/im npQAa}KeM KanMxa/iOB/ioxceHMn; 

A) KOMneHcaqMM, npeAycMOxpeHHbix b cxaxbe 4 HacxoniAero 
AoroBopa. 


CxaxbM 6 

Ec/im OAHa MS AoroBapMBaioiMMxcn CxopoH ocyu^ecxB/inex 
Bbin/iaxy cyMM cbomm rpa)KAaHaM m/im KOMnaHMRM Ha ocHOBa- 
HMM rapaHXMM KanMxanoB/ioxeHMn na xeppMxopMM APyroÄ Aoro- 
BapMBaioii^eMcn CxopoHbi, xo sxa flpyram AoroaapMBaioiAancn 
CxopoHa. öes yiqeM/ieHMn A^n BbixeKaioiqMx ms cxaxbM 10 Ha- 
cxonu^ero AoroBOpa npaa nepBOM AoroBapMsaioiqei^cn Cxopo- 
Hbi, öyAex npMSHaBaxb b cMny saxona m/im AoroBopa nepeAany 
nepBOvi AoroBapMBaioiAei^cn Cxopone Bcex npaa mhm xpeöoBa- 
HMM sxMx rpa)KAaH m/im KOMnaHMM. KpoMe xoro, APy^n Aoroea- 
pMBaioiAaflcn CxopoHa npMSHaex scryneme nepaoM AoroeapM- 
BaiomeMcn CxopoHw bo Bce sxm npaaa m/im xpeöOBaHMn (nepe- 
AaHHbie npaea xpeöoBaHMn), Koxopwe nepBan AoroaapMBaio- 
u^ncn CxopOHa anpaae ocyiqecxB/iflXb b xom jxe o6‘beMe,MXO m 
ee npeAUJecxBeHHMK no npaey. B oxhoujohmm xpaHc4)epxa n/ia- 
xexceü, ocymecxB/ineMbix na ocHoeaHMM nepeAaHHbix npae 
xpeöoBaHMfl, A©i<cxByK)x cooxeexcxeeHHO nyHKXbi 2 m 3 cxaxbM 
4, a xaK)Ke cxaxb« 5 Hacxonu^ero AoroBopa. 
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Artikel 7 

(1) Trarisferierungen nach Artikel 4 Absatz 2 oder 3, Artikel 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich zu dem am Tag des Transfers 
gültigen Kurs. 

(2) Dieser Kurs muß dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der Irrter’ 
nationale Währnngsfonds am Tage der Zahlung Umrechnungen 
der betreffenden Währungen in Sonderziehungsrechte zugrunde 
legen wurde. 


Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
oder aus völkerrect^ichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsparteien bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder Gesell* 
schäften der anderen Vertragspartei eine günstigere Behandlung 
als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Regelung 
dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 


(2) Jede Vertragspartei wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die sie in bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften der anderen Vertragspartei in ihrem Hoheits- 
gebiet übernommen hat. 


Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staatsangehöri- 
ge oder Gesellschaften der einen Vertragspartei in Übereinstim- 
mung mit den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei in 
deren Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten dieses Vertrags 
vorgenommen haben. 


Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsparteien 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertragspartei- 
en beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen einer der beiden 
Vertragsparteien einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem jede 
Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich auf 
den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, der 
von den Regierungen der beiden Vertragsparteien zu bestellen 
Ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der Obmann 
innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem die eine 
Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die Meinungs- 
verschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehalten, 
so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede Ver- 
tragspartei den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bit- 
ten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertragspar- 
teien oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der 
Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit einer der beiden Vertrags- 
parteien oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang nächst- 
folgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staatsangehö- 
rigkeit einer der beiden Vertragsparteien besitzt, die Ernennungen 
vornehmen. 


CraTbH 7 

(1) TpaHc4)epT nnaTe)Keä, yKasaHHbiä b nyHKrax 2 mjim 3 
craTbM 4, a raioKe b crarbBX 5 mhm 6, öy/^T ocyu^ecTs/mTbCB 
HeaaMeAAMTOiibHO no Kypcy, A^t^BytouveMy Ha A^ry rpaHc* 
(t)epTa. 

(2) 3tot Kypc AO/DKeH cooTBercTBOBaTb coBMeufeHHOMy Kyp- 
cy (cross rate), BbtreKaiouteMy ms rex pacneTHbfx xypcoB, koto- 
pue Me)KAyHapOAHbiM BariiOTHbiM (}>oha bsbü 6bi sa ocHOsy 
nepecMera cooTBercrByiou^Mx saniOT b cnet4Ma;ibHbie npasa 
saMMCTBOBaHMB Ha pficry ocyu^ecTB/ieHMB n;iaTe>KeM. 

Crarbfi 8 

(1) Echm M3 saKOHOAare/ibCTBa oahom AoroBa{X4BaiOU|eMCH 
CropOHbi Mjw brexcflyHapoflHO-npaBOBbix oöBsaTe/ibCTB, cyu4e- 
CTByKXMMX MexcAy AÖroBapMBatoupibMcn CTopoHaMM Kap5^ c 

HaCTOBUtMM AorOBOpOM MJIM COSpßBaBMtiX MMM B ÖyAyUteM, Bbl- 
TexaiOT oöutee Mnw cneMMa/ibHoe nono>KeHMe, cor/tacHO koto- 
poMy KanwTanoBnoxceHMB rpajKABH mjim KOMnawiM APyroM Aoro- 
BapMBaiomeMca CropOHbi nonbsyiOTCfl öonee önaronpMBTHbiM 
pe)KMMOM, Hewi no HacxonuteMy ft>roBopy, to raKoe nonoxceHMe 
öyfleT MMexb npeMMyu^ecTBo nepeA no/roxceHMaMM nacTonttiero 
AoroBopa B TOM MacTM, B KOTopoM OHO 00/106 ö/iaronpMnTHo. 

(2) Ka>KAan ms AoroBapMBaioutMXcn CropoH byAercoö/noflaxb 
nioöoe Apyroe oÖnsaxe/ibCXBo, Koxopoe ona npMHnna Ha ceön b 
OXHOUJOHMM KanMxanoBno>KeHMM rpa)KAaH mhm KownaHMM APyroM 
AoroBapMBaiouteMcn CxopoHbi na CBoeä xeppMxopMM. 

Cxaxb» 9 

HacxoBiAMM AoroBop A^HCxayex xaioxe b oxHouieHMM xanM- 
xanoBno>KeHMM, Koxopuie BbuiM ocyiitecxB/ieHbi rpa>KAaHaMM 
M/IM KOMnaHMBMM OAHOM AoroBapMBaiou4eMcn CxopOHbl B coox- 
BexcxBMM c saKOHOAaxenbcxBOM Apyrc^ AoroBapHBaioineMcn 
CxopoHbi Ha ee xeppMxopMM y>Ke ao BcxyrrneHMB b CM/iy Hacxon- 
u\ero AoroBopa. 

CxaxbB 10 

(1 ) Cnopbi Me>KAy oöeMMM AoroBapMsaioutMMMcn CxoponaiviM o 
xo/iKOBaHMM M/IM npMMOHeHMM HacxoButero Aoi'oeopa, no bos* 
Mo>KHocxM öyAyx peiuaxbcn npaBMxenbcxBawM Aßyx AnroaapM- 
Batou4Mxcn CxopoH. 

(2) EcnM cnop He M0)Kex öbixb ypery/iMpoBan xaKMM nyxeM, xo 
no xpeöOBaHMK) oahom ms AoroeapMBaioütMXCB CxopoH oh nepe- 
Aaexcn na peiueHMe ap6Mxpa>KHoro cyAa. 

(3) ApöMxpaxcHbiM cyA cosAaaxcn aj^b KajKAoro KOHKpexHoro 
cnyHan, npMMeivi KaxcAan AoroBapHBaioiAancn Cxopona nasna- 
Haex no oAHOwy nneny apöMxpajKHoro cyAa, m oöa nnena apöMX- 
pa)KHoro cyAa cobmocxho AoroBapMBaioxcB o KaHAMAaxype rpa- 
>KAaHMHa xpexbero rocyAapcxea, KoxopbiM HasnaHaexcn npasM- 
xe/ibcxBaMM oöeMx AoroeapMBaioutMXCB CxopoH b KanecxBe 
npeAceAaxe/m ap6Mxpa)KHoro cyAa. M/ienbi ap6MXpa)KHoro cyAa 
A0/i>KHbi öbixb HasHaneHbi b xeneHMe pßyx MecnqeB, a npeAce- 
Aaxenb ap6Mxpa>KHoro cyAa - b xeneHMe xpex MecnqeB c mo- 
MeHxa, KOfAa oahb ms AoroaapMBaioiAMxcB CxopoH cooöiamx 
AP yroPi AoroBapMBaioiAeMcn Cxopone o cbobm naiviepeHMM nepe- 
Aaxb cnop na peiueHMe ap6Mxpa)KHoro cyAa. 

(4) Ec/IM cpoKM, yKasaHHbie b nyHKxe 3 HacxonuteM CxaxbM, He 
ÖyAyx coö/noABHbi, xo npM oxcyxcxBMM mhom AoroBopeHHOcxM 
Ka>KAaB AoroBapMBaioiAaBCB Cxopona Mo>Kex oöpaxMXbcn k 
npeAceAaxenio Me>KAyHapOAHoro cyAa OOH c npocböoM ocy- 
u^ecxBMXb HeoöxoAMMbie HasHaneHMn. Ec/im npeAceAaxe/ib 
Mweex rpa>KAaHCXBo oahom ms AoroBapMBaioiAMXcn CxopoH MnM 
Apyran npMHMHa weiuaex eMy ocyiAecxBMXb HasHaneHMn, xo ero 
saMecxMxe/ib ocyutecxBMx mx. B xom cnynae, ecnM m saiviecxM- 
xe/ib npeAceAaxenn MMeex rpa)KAaHCXBO oahom ms AoroeapM- 
BaioiAMXcn CxopoH, m/im oh nMiuen bo3mo>khocxm AencxBOBaxb, 
xo HasHaneHMB ocyutecxBMx cneAyioiAMM no HMHy H/ien Me>KAy- 
HapoAHoro cyAa, ne MMeiou^Mfi rpaxcAaHcxea oahom h3 
AoroBapMBaioiAMXCB CxopoH. 
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(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die 
Kosten ihres Mitglieds sowie Ihrer Vertretung in dem Verfahren 
vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie die 
sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregelung treffen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht sein 
Verfahren selbst. 


(6) Mit Rücksicht auf Artikel 27 Absatz 1 des Übereinkommens 
vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten kann das in 
Artikel 10 Absätze 2 bis 5 dieses Vertrags vorgesehene Schieds- 
gericht hinsichtlich einer Streitigkeit nicht angerufen werden, 
solange zwischen dem Staatsangehörigen oder der Gesellschaft 
einer Vertragspartei und der anderen Vertragspartei eine Ver- 
einbarung nach Maßgabe des Artikels 25 des Übereinkommens 
zustande gekommen ist. Die Möglichkeit, das in Artikel 10 Ab- 
sätze 2 bis 5 dieses Vertrags vorgesehene Schiedsgericht im Fall 
der Nichtbeachtung einer Entscheidung des Schiedsgerichts des 
genannten Übereinkommens (Artikel 27) oder im Fall der Über- 
tragung kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts nach 
Artikel 6 dieses Vertrags anzurufen, bleibt unberührt. 


Artikeln 

(1) Meinungsverschiedenheiten in bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einer der Vertragsparteien und einem Staatsangehöri- 
gen oder einer Gesellschaft der anderen Vertragspartei sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft der 
anderen Vertragspartei einem Schiedsverfahren unterworfen. So- 
fern die Streitparteien keine abweichende Vereinbarung treffen, 
wird die Meinungsverschiedenheit einem Schiedsverfahren im 
Rahmen des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung 
von Investitionsstreitigkelten zwischen Staaten und Angehörigen 
anderer Staaten untenworfen. 

(3) Der Schiedsspruch ist bindend und unterliegt keinen ande- 
ren als den in dem genannten Übereinkommen vorgesehenen 
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Er wird nach inner- 
staatlichem Recht vollstreckt. 

(4) Oie an der Streitigkeit beteiligte Vertragspartei wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, daß der Staatsange- 
hörige oder die Gesellschaft der anderen Vertragspartei eine 
Entschädigung für einen Teil des Schadens oder den Gesamt- 
schaden aus einer Versicherung erhalten hat. 

Artikel 12 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsparteien diplomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

Zu diesem Vertrag bestehen ein Protokoll urKi ein Noten- 
wechsel, die untrennbare Bestandteile desselben sind. 

Artikel 14 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich ki Alma Ata ausge- 
tauscht. 


(5) Ap6iiTpa>KHbiiü cyA buhocmt csoe petueHiie öo/ibujiiHCTBOM 
ronocoB. 3 to peujeHwe WMeeT oönsajenbHyio cnny. KajKflan ms 
A oroBapMBaioLi^xcn CropoH Hecer pacxoAbi, CBnsaHHbie c 
TenbHOCTbK) HasHaneHHoro eio MxieHa ap6MTpa>KHoro cyAa, a 
TaroKe no CBoeMy npeAcraBviTenbCTBy b ap6MTpa>KHOM npoqe- 
cce; pacxoAbi, CBBsaHHue c Aß^TexibHOCTbio npeAceABTenn ap- 
6iiTpa>KHoro cyAa, a raioKe npomie pacxoAbi Aorcaapn- 
Baiou^MecB CTopoHbi Hecyr b paBHux Aonnx. Ap6MTpa>KHbiM cyA 
MO)KeT AoroBopwTcn o aP^om yperynupOBaHMM Bonpoca o nece- 
HMM pacxoAOB. no BceM ocranbHbiM BonpocaM apöMTpa)KHui^ 
cyA onpeAenneT nop^AOK CBoeä paöoTu caMocTonTenbHo. 

(6) C yneTOM nonoKeHMM nyHicra 1 cjarbM 27 KoHBeHmin o6 
yperynnpoBaHMM cnopoB MexcAy rocyAepcTBaMii n rpaxcABHaMii 
Apyrwx rocyAapCTB oxHOCMTenbHO KannyanoBnoKeHwä ot 18 
Mapra 1965 r., hobosmokho oöpaTiiTbCfl k ap6iiTpa>KHOMy cyAyi 
yxasaHHOMy b nyHicrax 2-5 crarbM 10 Hacronu^ero AoroBOpa b 
OTHOuieHMM cnopa, noKa MexcAy rpa>KAaH(iHOM m/im KOMnaHiieä 
oahom AoroBapMBaiouteMcn CxopOHbi m APyroä AoroBapnea- 
louteMCB CxopoHOM AOCTMCHyra AoroBopeHHOCTb b cootbbt- 
CTBMM CO craxbeM 25 KoHBeHAMM. 3xmm He saxparMBaexcB bos- 
MOJKHOcxb oöpaxMXbCfl K yKasaHHOMy b nyHKxax 2-5 cxaxbw 10 
HacxoBUtero AoroBopa ap6iixpa>KHOMy cyAy b c/iynae Hecoönio- 
AOHMB pemeHMB apöMxpaxcHoro cyAa> A^^cxByioutero b cooxBex- 
cxBtiM c ynoMBHyxoM KoHBeHAMeä (cxaxbn 27), Mnn b c/iynae 
nepeAaMM npaB b CMxiy saKOHa MnM Ha ocHOBaHMM AoroBopa 
cornacHO craxbM 6 Hacxonu^ro Aoroaopa. 

CxaxbH 11 

(1) Cnopu oxHOCMxenbHO KaniixanoBno)KeHMii Me)KAy oahom 
A oroBapMBaiou^eMCH CxopOHOM ii rpa)KAaHMHOM iinii KOMnaHkieM 
ApyroM AproBapMBaioiiteMcn CxopoHbi no bo3MO>khocxm ppn^HtA 
perynMpoBaxbCB cxopoHaMw b cnope APy>*^öCTBe””WM 
nyxeM. 

(2) Ecnw cnop ne MO)Kex öwxb ypery/iMpoeaH b xeMeHwe mecxM 
MecBABB c MOMeHxa sanBneHiin o hom oaho»^ ms cxopOH b cnope, 
xo no xpeöOBaHMK) rpaxcAaHMna mhh KOMnanMii APyoä Aoroea- 
pMBaiou^eMcn CxopoHbi oh nepeAaexcn na peujeHMe apÖMxpajK- 
Horo cyAa. Bern exopoHW b cnope He AoroBopnxen o6 mhom 
npoAOAype, xo cnop öyA^T paccMaxpMBaxbcn b apöMxpaxcnoM 
cyA© B cooxeexcxBMM c KoHBeHAMeM o6 ypery/iMpoeaHMH enopoe 
Me)KAy rocyAapexBaMM ii rpajxAaHaMM ppyrvix rocyAapcxB oxho- 
CMxeubHO KaniixanoB/ioxceHMM ox 18 Mapxa 1965 r. 

(3) PeuieHMe ap6Mxpa)KHoro cyAa MMeex oönsaxe/ibHyK) enny 
M He noAnexcMx oÖxonoBaHMio sa MCK/iiOHeHMeM xex cnysaeB, 
KOTOpbie npeAycMOxpeHbi ynoMHHyxoi^ KoHBeHAMei^. PeuieHMe 
npMBOAMxcH B McnonneHMe b cooxeexcxBMM c HaAMonanbHbiM 
saKOHOAaxenbcxBOM. 

(4) Bo BpOMB apöMxpaxcHoro pasöMpaxenfaCxea m/im Mcnojme- 
H¥m peuieHMH apöMxpaxcHoro cyAa ynacxByKMAafl b cnope Aoro- 
BapMBaioutaHCH CxopoHa He öyAex BbiABMraxb b KaneexBe apry- 
MBHxa xo, Mxo rpa)KAaHMH mhm KOMnaHMn Apyroä AoroeapHBaio- 
uteäcn CxopoHW nonyHMnM MacxMHHyio m/im nonnyio KOMnenca- 
A|MK> sa noHeceHHbiM yu^epö na ocHoeaHMM cxpaxoeaHMH. 

CxaxbH 12 

HaexonupfM Aoroeop A©^TByex HesaeMCMMO ox xoro, eyute- 
exBytox iiM Me)KAy oöeiiMM A<^0BapMBai0U4MMMCR CxoponaMM 
AMnnoMaxMMecKMe Mnn KOHcynbCKne oxHOuieHMn. 

CxaxbH 13 

K HaexonuteMy Aoroeopy mmoioxch RpoxoKon m oöMeHHan 
Hoxa, nenntoupiecfi ero Heoxi»eM/ieMoi^ coexaeHOM sacxbio. 

Cxaxbfl 14 

(1) HaexonutMä Aoroeop noAne>KMx paxM(t>MKaAMM; oömoh pa- 
xM^KaAHOHHbiMM ipaMOxaMM öyAPT ocyu|ecxB/ieH b Ahmb Axe 
BOSMOXCHO KOpOXKMä CpOK. 
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(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht eine der beiden Vertragsparteien den Vertrag mit 
einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. Nach 
Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer Frist 
von zwölf Monaten gekündigt werden. 


(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkrafttre- 
tens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die Arti- 
kel 1 bis 12 noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag des Außer- 
krafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Bonn am 22. September 1992 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher, kasachischer und russischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Ausle- 
gung des deutschen und des kasachischen Wortlauts ist der 
russische Wortlaut maßgebend. 


(2) HacTOniuMM floroeop ecrynuT b cmiy nepes OflUH Mecnq 
nocne oöMeHa paTMctDMKaMnoHHbiMn rpaMOiaMM. Oh öy^eT aöm- 
CTBoeaTb B TeneHMe flecnTM ner. Fenn hm Oflna ms floroaapM- 
BaioinMxcfl CropOH He saaBMT b nMCbMennoM cJJOpMS o fleHOHca- 
i\m HacTOfli^ero floroBopa sa ABenaAMarb Mec^MeB ao Mcrene- 
HMH epOKa ero agmctbmh, nacToniAMM ÄoroBop npoAneaaeTcn na 
HeorpaHMMeHHbiM epOK. Ho McreneHMM p,ec9\T\^ zier A^^cTBMe 
HacTOfliAero floroBopa MO>KeT öbiTb npeKpaiAeno b nioöoe Bpe- 
M» npM coöniOAeHMM epoKa A^noHcaqMM b ABenaAMarb Mecn- 
i4eB. 

(3) B OTHOuieHMM KanMTa/iOB/io>KeHMM, ocymecTBneHHbix ao 
MOMBHTa npeKpaii^eHMq aohctbma nacTOHiAero floroBopa, nono- 
>KeHMfl crareM 1-12 öyAyr ocraBarbCfl b CMne b TeneHMe Aanb- 
HeMLUMX ABaA^aTM ner co a^» npeKpaiAeHMq aomctbmh 
floroBopa. 


CoBepLueHO b Bohhb 22 cenrqöpH 1992 roAa b Aayx hoa/imh- 
HNX SKSeMH/inpaX, KaXCAbIM Ha HBMeAKOM, KasaxcKOM M pyCCKOM 
flSWKaX, npMHBM BCe TBKCTbl MMBIOT CM/iy. B C/iyMae B03HMKH0- 
BBHMn pacxo)KAeHMM B TOJiKOBaHMM HeMbqKoro M KasaxcKoro 
TBKCTOB, npeAnoMTeHMe OTAaereq reKCTy na pyccKOM qsbiKe. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OeAepaTMBHyK) Pecnyö/iMKy F epMannq 
Dr. Dieter Kastrup 
Dr. Dieter von Würzen 

Für die Republik Kasachstan 
3a PecnyöjiMKy Kasaxeran 
Oleg Soskowez 
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Protokoll 

npOTOKOJI 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Kasachstan über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
haben die Unterzeichneten Bevollmächtigten außerdem folgende 
Bestimmungen vereinbart, die als untrennbare Bestandteile des 
Vertrags gelten: 

(1) Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wiederanlage 
auch deren Erträge genießen den gleichen Schutz wie die 
Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger einer 
Vertragspartei jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden der betreffenden Vertragspartei ausgestellten natio- 
nalen Reisepaß besitzt. 

(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei im Anwendungsbereich ihrer 
Rechtsordnung von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
der anderen Vertragspartei vorgenommen sind, genießen den 
vollen Schutz des Vertrags. 

b) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker- 
recht der jeweiligen Vertragspartei die Ausübung von souverä- 
nen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 


(3) Zu Artikel 3 

a) Die Republik Kasachstan behält sich das Recht vor, begrenzte 
Ausnahmen von der Inländerbehandlung in den nachstehend 
aufgeführten Bereichen vorzunehmen oder aufrechtzuerhalten: 

- Besitz von Grund und Boden, Bodenschätzen, Wasser- 
ressourcen, Fauna und Flora und anderen Naturressourcen; 

- Eigentumserwerb an unbeweglichen Vermögenswerten 
(in der Phase des Übergangs zur Marktwirtschaft); 

- Besitz von Fernseh- und Rundfunkstationen; 

- Lufttransport; 

- Börsengeschäfte mit staatlichen Wertpapieren der Repu- 
blik Kasachstan 

b) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist insbe- 
sondere, aber nicht ausschließlich, die Venwaltung, die Ver- 
wendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalanlage 
anzusehen. Als eine „weniger günstige“ Behandlung im Sinne 
des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die Einschränkung 
des Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstof- 
fen sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die Behin- 
derung des Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland 
sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maß- 
nahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 


ripM noAnHcaHHH ^oroeopa Mexc/w OeAopaTMBHOM Pecnyö/iM- 
KOM PepMaHkiB M PecnyöjikiKOM KasaxcraH o nooutf)eHHki ki 
BsaMMHOM saubre Kanm-a/iOB/ioxceHMM HHxcenoAnHcaBUjMe 
yno/iHOMOHeHHbie /immb ratoKe ^orOBopM/iMCb o c/ie^yiou^x 
nonoxceHkiBX, flBnfliou^Hxc5) HeorbeM/ieMot^ cocraBHofi sacTbio 
AoroBopa. 

(1) K CTaxbe 1 

а) Aoxoflbi OT KaniiTajioB/io)KeHMB m, b c/iysae hx noBTopHoro 
BnojKeHMB, floxoflbi OT HMX, noHbsyiOTCB paBHoü c Kannrano- 
BnO>KeHH51MH sau^MTOM. 

б) Bes yu^eMneHMB npoue^yp onpeAeneHHB rpaxc- 

ABHCTBa, rpa>K/^aHkiHOM o^Hoii AoroeapuBaiou^eficB Cropo- 
Hbi, B sacTHOCTM, CHMTaeTCfl nioöoe /iMqo, KOTopoe MMeer 
HauMOHanbHbiü nacnopr, BbiAaHHbiM KOMnereHTHbiMki opra- 
HaMM cooTBercTByioii^eii AoroBapHBaioineMCfl CxopoHbi. 

(2) K cxaxbe 2 

ä) KanuxajiOBnojKeHMfl, ocymecxB/ieHHbie b cooxBexcxBuvi c 
saKOHO/^axe/ibcxBOM oahoh AoroBapviBaiouteiicB CxopoHbi b 
ccpepe AeiicxBkin ee npaBonopn^Ka rpaxc/^aHaMn kijiki KOMna- 
HMBMM ApyroM AoroBapMBaioiiteMCB CxopOHbi, no/ibsyioxc« 
nojiHOM sau^Mxoii HacxoButero Aoroaopa. 

6) Hacxonu^HM AoroBop flevicxByex xaioxe Ha xeppnxopMM mck- 
mOHHXe/lbHOH SKOHOMHHeCKOH SOHbl M Ha KOHXMHeHXaJlbHOM 

Lue/ibcpe, HacKonbKO Mexc/^ynapoAHoe npaeo nosBo/i^ex 
cooxBexcxByiou^eH AoroeapHBaiotitef^CB CxopoHe Hcnonne- 
HMe cyBepeHHbix npae hhh nonnoMOHHH b oxHomeHHw sxhx 
xeppHxopMH. 

(3) K cxaxbe 3 

а) Pecnyö/iHKa Kasaxcxan ocxae/iyiex sa coöoPi npaao ycxana- 
BHUBaxb H/iH coxpaHsixb MCK/itOHeHMy? orpaHMHeHHoro xapaK- 
xepa HS HaqkiOHa/ibHoro pex<MMa b HHX(eyKa3aHHbix 
oönacxjix mjih Bonpocax: 

- Bnaflenne seMjiew, ee HeflpaMM, BOflHbiMH pecypcaMn, 
paCXHXe/lbHbIM M X<HBOXHblM MHpOM, flpyrWMH npHpOflHbl- 
MH pecypcaMH; 

- npwoöpexeHHe b coöcxBeHHOcxb HeflBnx<MMoro MMyii^e- 
cxBa (Ha BpeMJi nepexoflHoro nepMOfla k pbiHOHHOw sko- 
HOMHKe); 

- BnafleHHe xe/ie- m paflnoBeu^axenbHbiMH cxaHi^HJiMM; 

- BosAyuJHbiM xpaHcnopx; 

- 6Mpx<eBbie onepaMHH c rocyflapcxBeHHbiMH qeHHbiMM 6y- 
waraMH Pecnyö/iHKn KasaxcxaH. 

б) B KanecxBe "fle^ixe/ibHocxM'' b cMbicne nyHKxa 2 cxaxbn 3 
Hacxo^mtero Aoroßopa c/ieflyex paccMaxpHBaxb, b nacxHO- 
cxH, HO He HCKjiJOHMxejibHo, ynpaBHeHHe h pacnopHx<eHMe 
KannxanoB/iox<eHneM, a xaKx<e ero npHMeneHHe h ncno/ib- 
30BaHne. B KanecxBe "Menee önaronpMJixHoro" pex<nMa b 
CM biene cxaxbH 3 nacxoniAero AoroBopa cneflyex, b naex- 
HoexH, paccMaxpHBaxb: orpaHHHeHnn b npno6pexeHnn 
cbipbB M BcnoMoraxenbHbix MaxepiianoB, 3HeprMn m xonnw- 
Ba, a xaKx<e Bcex bhaob cpeflcxB npoMSBOACxBa h oöopox- 
Hbix cpeflCTB, npennxcxBHe cöbixy npOAyKL|nn BHyxpH expa- 
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Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, 
gelten nicht als „weniger günstige“ Behandlung im Sinne des 
Artikels 3. 


c) Die Bestimmungen des Artikels 3 verpflichten eine Vertrags- 
partei nicht, steuerliche Vergünstigungen, Befreiungen und 
Ermäßigungen, welche gemäß den Steuergesetzen nur den in 
ihrem Hciheitsgebiet ansässigen natürlichen Personen und 
Gesellschaften gewährt werden, auf im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei ansässige natürliche Personen und 
Gesellschaften auszudehnen. 

d) Die Vertragsparteien werden im Rahmen ihrer ipnerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den 
Aufenthalt von Personen der einen Vertragspartei, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei einreisen wollen, wohlwollend 
prüfen; das gleiche gilt für Arbeitnehmer der einen Vertrags- 
partei, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitseiiaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
Maßnahmen einer der Vertragsparteien In die Rechte des Unter- 
nehmens, das Gegenstand der Kapitalanlage ist, eingegriffen und 
dadurch seine wirtschaftliche Substanz erheblich beeinträchtigt 
wird. 

(5) Zu Artikel 5 

Freier Transfer im Sinne des Artikels 5 umfaßt: 

a) Umtausch der in Landeswährung anfallenden Beträge im Sin- 
ne von Artikel 5 in konvertierbare Währung und die anschlie- 
ßende Ausfuhr dieser Beträge in konvertierbarer Währung; 

b) Ausfuhr von In Devisen erwirtschafteten Geldbeträgen. 


(6) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normalerwei- 
se zur Beachtung der Transferförmllchkeiten erforderlich ist. Die 
Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden Antrags 
und darf unter keinen Umständen zwei Monate überschreiten. 


(7) 

Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage stehen, wird eine Vertragspartei die 
Transportunternehmen der anderen Vertragspartei weder aus- 
schalten noch behindern und, soweit erforderlich, ordnungsge- 
mäß Genehmigungen zur Durchführung der Transporte erteilen. 
Hierunter fallen Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet einer Ver- 
tragspartei oder eines dritten Staates von einem Unternehmen 
oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft werden, in 
dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


Hbi kl 3a rpaHkiLteü, a TaK>Ke npoHkie Mepbi c aHa/iorkiHHbiMkt 
noc/ieACTBki^Mki. Mepbi, npeAnpkiHkiMaeMbie b kiHrepecax 
oöutecTBeHHOM öeaonacHocTki ki oöinecTBeHHoro nopaflKa, 
oxpaHbi SAopoBbq HapoA^ vim HpaecTBeHHOCTki, ue CHki- 
TaioTCB "Meuee önaronpH^THbiM" pe>KkiMOM b CMbicne 
CTaibki 3 HacTOJiiMero florOBopa. 

b) nono>KeHkiq crarbki 3 HacTO^iAero floroBopa He oöHSbiBaiOT 
floroBapkiBaioiAyioc« CropoHy pacnpocrpaHSTb HanoroBbie 
jibroTbt, ocBo6o>KAeHMn kl ckhakh, npeAOCTaenqeMbie b 
COOTBeTCTBMM C HB/lOrOBblM SaKOHOAaTe/lbCTBOM TOJlbKO 
C{}kl3HHeCKHM JlHL|aM H KOMnaHH^M C MBCTOM >KklTenbCTBa 
v\m Haxo>KAeHkiq Ha ee reppHTopkiki, na c|}H3HHecKHe Jikii^a 
MJIM KOMnaHklM C MeCTOM >KMTeJ1bCTBa kl/lM HaXO)KAeHkl« Ha 
TeppHTopHH APyi'OH AoroBapkiBaioiAeHCR CropoHbi. 

r) B paMKax Hai^kioHanbHoro saKOHOASTenbCTBa floroBapki- 
BaioiAMec« CropoHbi öyAyr önaro^Kenare/ibHO paccMarpki- 
BaTb sa^BKH Ha B*be3A ^ npeöbieaHkie jikiit oahoh Aoroeapn- 
BaioiAeHC» CropoHbi, naMepeeaioiAHxc^ npnexarb na reppki- 
Topkiio APyroH AoroBapHBaiOLAencq CropoHbi b ceqski c xa- 
nHTa/iOBJio>KeHHeM; a^hhob nojio>KeHHe pacnpocTpan^eTcq 
TaKxce Ha rpyA^^tAHxcq oahoh AoroeapiiBaioiAeHC^i CropoHbi, 
KOTopbie B CBn3ki c KankiTa/iOB/io>KeHkieM naMepeeaioTcn 
npkixaib Ha reppkiTopmo APyroM floroBapHBaiomeMC« Cropo- 
Hbi M HaxoAkiTbcq raiwi c t^e/ibio Bbino/iHenHq ipyAoeoM a©«- 
Te/ibHOCTM. Bnaro>KenaTenbHO öyAyr TaK>Ke paccMarpM- 
Barbc» 3aqBKki na BbtA^Hy paapeiueHH» na paöoiy. 

(4) K crarbe 4 

ripaBO rpeöoBaHkin KOMnencautkiki cyu^ecTeyer raKxce ki b tom 
cnynae, ecnn oahb ki3 AoroeapHBaiOLAHxc^ CropoH cbohmh a^h- 
CTBkiqMH BMeujHBaercq b npaBa npeAnpkiqTH», HB/inioiAerocn 
o6*beKTOM KankiranoB/ioxceHH^, ki, tbm caMbiM, npkiHHHqer eMy 
cymecTBeHHbiM SKOHOMHHecKHki ymepö. 

(5) K crarbe 5 

CBOÖOAHbiM rpaHCc}}epr b CMucne crarbki 5 oxearbiBaer: 

a) OöMeH cyMM, nonyneHHbix b Hai^noHa/ibHOM Bamore corna- 
CHO crarbki 5, b cboöoaho KOHBeprMpyeMyio Baniory, h no- 
cjieAyioiAki^ BUBOS srux cyMM b cboöoaho KOHBepmpyeMOM 
Ba/iiore; 

ö) BbiBOs cyMM, nonyHeHHbix b cboöoaho KOHBeprkipyeMOki 
Ba/iiore. 

(6) K crarbe 7 

TpaHcc})epr CHwraercfl BunonHeHHUM “HesaMeA/iwre/ibHO" b 
CMwcne nyHKTa 1 crarbki 7 Hacromnero AoroBopa b roM c/iynae, 
ecnM OH BbinonnnercB b npeAenax roro cpoxa, Koropufl npn 
HopManbHbix oöcTOBrenbcreax rpeöyercfl a^a coönioAeHMA 
cJ)opMa/ibHOcreM ocymecrB/ieHMA rpaHc4)epra. CpoK HaHkinaer- 
CA c Aarw noAaHki cooreercTByioiAew sbabkm h hh b koom 
cjiyMae ne AO/ixcen npeBbiiuarb A^a MecAi^a. 

(7) 

ripki nepeB03Ke rpysa ki b cbasm c KanHranoenoKeHM^M hm 
OAHa M3 AoroBapMBaioiAMxcA CropoH He öyAer sanpeu^arb mam 
npenArcTBOBarb rpancnopTHbiM npeAnpMATMAM APy^OM Aoroea- 
pMBaioineMCA CropoHbi ocyiAecrenATb rpancnoprHbie onepauMM 
M ÖyAer, no Mepe neoöxoAMMOcrM, BbiAaearb paapeujeHMA na 
BbinonneHMe arnx nepeeosoK b ycranoBneHHOM nopAAKe. K hmm 
ornocATCA nepeB03KM 

a) rpysa, npeAHasHaneHHoro HenocpeAcreeHHo a^a Kannrano- 
B/io>KeHktA B CMbiCJie HacroAtAero Aoroeopa, m/im npnoöpe- 
raeMoro na reppMropMM oahom m3 floroeapMBaioiAMxcA Cro- 
poH MAM Tperbero rocyAapcrea sa cner cpeAcre, mam no 
nopyneHMio npeAnpMArMA, b Koropoe BAOxteHbi MMyme- 
creeHHbie AeHHocrn b cMbicne HacroAtnero floroßopa; , 

Ö) AML 4 , HaXOA^lAMXCA B KOMaHAMpOBKe B CBA3M c KaAMraAO- 
BAOXCeHMBM. 
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( 8 ) 

Mit dem Tage des Inkrafttretens des Vertrags zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Kasachstan über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen tritt 
der Vertrag vom 13. Juni 1989 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalan- 
lagen im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Kasachstan außer Kraft. 


Geschehen zu Bonn am 22. September 1992 in zwei Urschrif- 
ten, jede in deutscher, kasachischer und russischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Aus- 
legung des deutschen und des kasachischen Wortlauts ist der 
russische Wortlaut maßgebend. 


(8) 

Co AHn BCTynneHMn b cuny floroBopa Me>K/\y (DeAepaTUBHOM 
PecnyönnKOM fepMaHMn li PecnyönnKOM KasaxcraH o noou^e- 
Hm kl BsakiMHOM saiMkire KankiTanoBno>KeHkiM, b OTHOUieHiiqx 
Me)Kfly cbeAepaTiiBHOM PecnyönnKOM FepMaHun m PecnyönnKOM 
KasaxcraH yrpaHMBaeT CM/iy floroeop OefleparHBHOM Pecny- 
ÖJiMKM repMaHMM M Coiosa CoBercKMX ComianMCTMHecKMx Pe- 
cnyö/ikiK o coAeHCTBkiki ocyiMecTBneHkiK) h BsakiMHOH sai^kire 
KankiranoBnoxceHHM or 13 mioh« 1989 roAa. 


CoBepiueHO b Bohho 22 ceHtnöpn 1992 rofla b flByx noA^MH- 
Hbix sKseMnnnpax, Ka>KAbiH Ha HeueAKOM, KasaxcKOM h pyccKOM 
nsbiKax, npMHeM Bce reKCXbi mmoiot cw/iy. B cnynae boshmkho- 
BeHkin pacxo>KAeHkiH b ronKOBaHkiii neMeAKoro h KasaxcKoro 
reKCTOB, npeAnoHTeHkie OTAaercn reKcry na pyccKOM nsbiKe. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cbeAepaTMBHyio Pecnyö/iMKy repMaHwn 
Dr. Dieter Kastrup 
Dr. Dieter von Würzen 

Für die Republik Kasachstan 
3a PecnyöniiKy KasaxcraH 
Oleg Soskowez 
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Der 1 . Stellvertretende Ministerpräsident 
der Republik Kasachstan 


Bonn, den 22. September 1992 

Exzellenz, 

aus Anlaß der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Re- 
publik Kasachstan und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Gemäß Artikel 29 des Gesetzes der Republik Kasachstan zur 
Besteuerung von Unternehmen, Vereinigungen und Organisatio- 
nen unterliegen Erträge ausländischer Investoren, die bei der 
Verteilung des Gewinns von Gemeinschaftsunternehmen anfal- 
len, bei ihrem Transfer ins Ausland einer Besteuerung in Höhe 
von 15 vom Hundert, sofern nicht ein internationaler Vertrag der 
Republik Kasachstan etwas anderes vorsieht. 

Die Regierung der Republik Kasachstan bekräftigt ihre Absicht, 
diese Steuer bei Verhandlungen über den Abschluß eines zwei- 
seitigen Abkommens zwischen der Republik Kasachstan und der 
Bundesrepublik Deutschland zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung zur Disposition zu stellen. 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
Herrn Dr. Klaus Kinkel 


Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes 
422-413.35 KAS 

Bonn, den 22. September 1992 

Exzellenz, 

ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note vom 22. September 
1992 mit folgendem Inhalt zu bestätigen: 

„Aus Anlaß der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kasachstan über 
die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Gemäß Artikel 29 des Gesetzes der Republik Kasachstan zur 
Besteuerung von Unternehmen, Vereinigungen und Organisatio- 
nen unterliegen Erträge ausländischer Investoren, die bei der 
Verteilung des Gewinns von Gemeinschaftsunternehmen anfal- 
len, bei ihrem Transfer ins Ausland einer Besteuerung in Höhe 
von 15 vom Hundert, sofern nicht ein Internationaler Vertrag der 
Republik Kasachstan etwas anderes vorsieht. 

Die Regierung der Republik Kasachstan bekräftigt ihre Absicht, 
diese Steuer bei Verhandlungen über den Abschluß eines zwei- 
seitigen Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Kasachstan zur Vermeidung der Doppelbesteu- 
erung zur Disposition zu stellen.“ 

Genehmigen Sie, Herr Minister, die Versicherung meiner aus- 
gezeichneten Hochachtung. 

Seiner Exzellenz 

dem 1 . Stellvertretenden Ministerpräsidenten 
der Republik Kasachstan 
Herrn Oleg Soskowez 
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Denkschrift zum Vertrag 
i. Allgemeines 

Der deutsch-kasachische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag dient dem Ziel, die beiderseitige wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu verstärken, indem er 
günstige Bedingungen für Kapitalanlagen schafft. 

Die Förderung und der Schutz gegenseitiger Kapitalanlagen 
sind nach Auffassung beider Seiten zudem geeignet, die 
Wirtschaftsreform in Kasachstan zu unterstützen. Durch 
entsprechende gesetzliche Bestimmungen hat Kasach- 
stan die Grundlage für ausländische Kapitalanlagen ge- 
schaffen. Der völkerrechtliche Vertrag gewährt den Kapi- 
talanlagen darüber hinausgehend einen umfassenden und 
dauerhaften Rechtsschutz. Dadurch können deutsche In- 
vestitionen in Kasachstan zusätzlich stimuliert werden. 

Der Vertrag ist ferner eine wichtige Voraussetzung für die 
Übernahme von Bundesgarantien gegen politische Risi- 
ken. Nach den Bestimmungen des Haushaltsgesetzes 
kann der Bund derartige Garantien grundsätzlich nur dann 
übernehmen, wenn mit dem betreffenden Land ein In- 
vestitionsförderungs- und -schutzvertrag besteht. 

Der deutsch-kasachische Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag entspricht im wesentlichen dem deutschen 
Mustervertrag der auch Grundlage der entsprechenden 
Verträge mit anderen osteuropäischen Staaten (Bulgarien, 
Rumänien, Ungarn, Polen, CSFR) und anderen Nachfol- 
gestaaten der ehemaligen Sowjetunion (Usbekistan, 
Ukraine, Weißrußland) war. 

II. Zu den Vertragsbestimmungen 

Der Vertrag enthält 14 Artikel; ihm sind ein Protokoll und 
ein Notenwechsel beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlage“, „Erträge“, „Staatsangehörige“ und „Gesell- 
schaften“. Einbezogen werden alle Arten von Vermö- 
genswerten, die von Investoren aus dem anderen Ver- 
tragsstaat angelegt werden, sowie die Erträge hieraus, in 
den Anwendungsbereich des Vertrags fallen neben deut- 
schen und kasachischen Staatsangehörigen alle juristi- 
schen Personen sowie Handelsgesellschaften oder sonsti- 
ge Gesellschaften, Vereinigungen oder Organisationen, 
die ihren Sitz in Deutschland oder in Kasachstan haben. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungsklausel 
und das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. Gemäß 
Protokollnummer 2 Buchstabe a genießen Kapitalanlagen 
die in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei vorgenommen worden sind, den vollen 
Schutz des Vertrags. 

Gemäß Protokollnummer 1 Buchstabe a genießen Erträge 
den gleichen Schutz wie die Kapitalanlage. 

Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und der 
Meistbegünstigung niedergeiegt. Nach Protokollnummer 3 
Buchstabe a behält die Republik Kasachstan sich das 


Recht vor, in abschließend genannten Bereichen begrenz- 
te Ausnahmen von der Inländerbehandlung vorzunehmen 
oder aufrechtzuerhalten. In der Protokollnummer 3 Buch- 
stabe b werden einige Beispiele einer nach dem Vertrag 
unzulässigen Schlechterbehandlung aufgeführt. Protokoll- 
nummer 3 Buchstabe c stellt klar, daß die Gewährung 
bestimmter steuerlicher Vergünstigungen an Gebietsan- 
sässige nicht im Widerspruch zum Gebot der Inländerbe- 
handlung steht. Protokollnummer 3 Buchstabe d enthält 
eine Wohlwollensklausel hinsichtlich Einreise, Aufenthalt 
und Arbeitserlaubnis im Zusammenhang mit einer Kapi- 
talanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung gewährleistet den Enteignungsschutz so- 
wie Entschädigung und ein ordentliches Rechtsverfahren 
bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder Ver- 
staatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Der Investor 
hat Anspruch auf unverzügliche Zahlung der Entschädi- 
gung und bei Zahlungsverzug Anspruch auf bankübliche 
Verzinsung. Die Entschädigungspflicht erstreckt sich nicht 
nur auf unmittelbare Eingriffe in die Kapitalanlage als sol- 
che, sondern gemäß Protokollnummer 4 auch auf staatli- 
che Eingriffe in das Unternehmen, an dem der Investor 
beteiligt ist, wenn dadurch seine Kapitalanlage erheblich 
beeinträchtigt wird. Bei Verlusten an Kapitalanlagen infol- 
ge Krieg, Staatsnotstand oder sonstiger Ausnahmesitua- 
tionen wird Inländerbehandlung und Meistbegünstigung im 
Falle einer Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das wichtige Prinzip des freien 
Transfers von Kapital und Erträgen. In der Protokollnum- 
mer 5 wird ausgeführt, daß der freie Transfer den Um- 
tausch der in Landeswährung anfallenden Beträge sowie 
deren Ausfuhr und die Ausfuhr von in Devisen enwirtschaf- 
teten Beträgen umfaßt. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, daß die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen In- 
vestor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und Ansprü- 
che des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Der Transfer nach Artikel 4, 5 oder 6 ist unverzüglich zu 
dem jeweils gültigen Wechselkurs durchzuführen. Nach 
Protokollnummer 6 darf dabei eine Frist von zwei Monaten 
nicht überschritten werden. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrechtli- 
chen Verpflichtung, gehen diesem Vertrag vor (sog. Bes- 
serstellungsklausel). Zugleich sichern die Vertragsparteien 
zu, daß sie dem Investor gegenüber übernommene Ver- 
pflichtungen einhalten werden. 
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Zu Artikel 9 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die vor Inkrafttre- 
ten dieses Vertrags In Übereinstimmung mit den Rechts- 
vorschriften der betreffenden Vertragspartei vorgenom- 
men worden sind. 

Zu Artikel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragspar- 
teien über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichtsbar- 
keit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem Inve- 
stor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 

Zu Artikel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen Beziehungen bestehen sollten. 

Zu Artikel 13 

Dieser Artikel weist darauf hin, daß das Protokoll und ein 
Notenwechsel Bestandteile des Vertrags sind. 

Zu Artikel 14 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 


Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündigungs- 
frist - auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer 
Kündigung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Ver- 
trags vorgenommenen Kapitalanlagen noch zwanzig 
Jahre lang geschützt. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Neben den bereits erwähnten Erläuterungen enthält 
das Protokoll In Nummer 7 ein Diskriminierungsverbot bei 
Beförderungen von Gütern und Personen im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage. 

Nach Protokollnummer 8 tritt mit dem Tage des Inkraft- 
tretens dieses Vertrags der Vertrag vom 13. Juni 1989 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen im Ver- 
hältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik Kasachstan außer Kraft. 

Zum Notenwechsel 

Mit dem Notenwechsel vom 22. September 1992 teilt die 
Republik Kasachstan mit, daß die Erträge ausländischer 
Investoren bei ihrem Transfer ins Ausland einer Besteue- 
rung in Höhe von 15 vom Hundert unterliegen. Gleichzeitig 
sagt Kasachstan zu, diese Steuer beim Abschluß eines 
Abkommens mit der Bundesrepublik Deutschland zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung zur Disposition zu steilen. 
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